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Die Kriege 2009

Pakistan

Afghanistan

Israel

Sri Lanka

Somalia

Jemen

Weitere hochgewaltsame Konflikte in
• Mexiko
• Kolumbien
• Peru
• Nigeria
• Tschad

• Sudan
• Dem. Rep. Kongo
• Uganda
• Äthiopien
• Saudi Arabien

• Irak
• Iran
• Türkei
• Russland
(Tschetschenien, 
Inguschetien)

• Pakistan
• Indien
• Birma
• Thailand
• Philippinen

In einigen Ländern mehrere Konflikte (z.B. in Nigeria)11860

Quelle: Heidelberger Institut für Internationale KonfliktforschungQuelle: Heidelberger Institut für Internationale Konfliktforschung
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Die zahlreichen Kriege und Konfl ikte auf der Welt zeigen, dass bis 

heute Frieden und Sicherheit alles andere als selbstverständlich sind. 

Umweltzerstörung und Klimaveränderungen, Kriege und Konfl ikte, 

Hunger und Armut bedrohen die Menschen weltweit. Durch die 

Globalisierung, die man auch als Entgrenzung der Welt bezeichnet, 

wirken sich Krisen irgendwo auf der Welt auf die gesamte Weltge-

meinschaft aus. 

Kompetenzen 
Am Ende dieses Kapitels solltest du Folgendes können:

•  ausgewählte Gefährdungen von Frieden und Sicherheit kennen 

und beurteilen

•  verschiedene Institutionen und Akteure internationaler Politik 

kennen sowie deren Möglichkeiten zur Konfl iktlösung in der 

internationaler Politik einschätzen

•  einen Konfl ikt mit geeigneten Methoden untersuchen

•  Maßnahmen der Friedenssicherung beurteilen

Internationale Politik

Was weißt du schon? 

•  Ergänze folgenden Satz in Einzelarbeit:

 – Frieden bedeutet für mich …

•  Mit euren Ergebnissen könnt ihr (Partnerarbeit oder Grup-

penarbeit) einen „Friedensbaum“ gestalten, der im Laufe der 

Unterrichtsreihe ergänzt oder verändert wird. Dazu sammelt 

ihr auf separaten Zetteln die Merkmale und Voraussetzungen 

für Frieden und heftet die Zettel in Baumform auf ein Plakat: 

Was bildet den „Stamm“, was die „Äste“, was sind die „Blät-

ter“ oder „Früchte“?

1
Ergänzungskapitel für Hamburg 

Bearbeitet von Hartwig Riedel 
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1.1  Bedrohungen für den Weltfrieden
Terrorismus – der neue Krieg?

M 1 Was ist transnationaler Terrorismus? 
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Aus einem Interview mit Dr. Ulrich 
Schneckener. Er ist Forschungsgruppen-

leiter der Forschungsgruppe „Globale 
Fragen“ an der Stiftung Wissenschaft 
und Politik in Berlin. Das Interview 
führte Hanna Huhtasaari.
Der transnationale Terrorismus 

unterscheidet sich vom herkömm-
lichen Terrorismus in erster Linie 

dadurch, dass er eine internationale 
Zielsetzung verfolgt. Das heißt: trans-
nationalen Terrornetzwerken – wie 
etwa Al-Qaida oder anderen Grup-
pen – geht es darum, eine internatio-
nale oder regionale Ordnung zu ver-
ändern. Den meisten herkömmlichen 
und lokalen Terrorgruppen geht es 
hingegen darum, ein konkretes poli-
tisches Regime zu ändern.
Ein weiterer Aspekt ist, dass transna-
tionaler Terrorismus eine Form von 
transnationaler Ideologie braucht. 
Hier spielt der Islamismus eine we-
sentliche Rolle. Der Islamismus er-
laubt es, Menschen unterschied-
lichster Nationalität und Kultur 
miteinander in Verbindung zu set-
zen. Die transnationale Ideologie 
schafft eine Offenheit der Netzwerke, 
weil sich hier im Prinzip jeder betei-
ligen kann, der sich dieser Ideologie 
verschreibt. Das gilt beispielsweise 
auch für Menschen, die zum Islam 
übergetreten sind. Diese Form der 
Ideologie dient sozusagen der Netz-
werkausbreitung. Und drittens un-
terscheiden sich transnationale Netz-
werke in ihrer Mitgliederstruktur von 

herkömmlichen Gruppen. Klassische 
Terrorgruppen sind oftmals von einer 
Nation dominierte Gruppierungen, in 
denen relativ wenig Ausländer vertre-
ten sind. In den transnationalen Netz-
werken ist diese Unterscheidung zwi-
schen In- und Ausländern gar nicht 
vorhanden: sie sind multinationale 
Unternehmen. Der letzte Aspekt ist 
der Netzwerkcharakter selber, also 
die Organisationsstruktur. […]
Grundsätzlich spielen Medien für 
den Terrorismus eine große Rolle. 
Der Terrorismus setzt darauf, psycho-
logische Effekte zu erzeugen: Schre-
cken, Panik, das Gefühl von Unsi-
cherheit. Das lässt sich nicht durch 
den Terrorakt selbst erreichen, son-
dern nur durch die mediale Bericht-
erstattung über den Akt und über 
das Phänomen Terrorismus. Diffuse 
Ängste können im Wesentlichen ei-
gentlich nur gefördert werden, weil 
Terroristen einen medialen Zugang 
haben. Heute ist es so, dass Terro-
risten in der Lage sind, sich diesen 
medialen Zugang selbst zu schaffen. 
Die Terroristen verfügen über eige-
ne Verbreitungskanäle, in denen sie 
ihre eigenen Inhalte ohne jede Re-
daktion eins zu eins senden und ver-
breiten können. Hier ist das Internet 
ein zentraler Punkt, aber natürlich 
auch Videobänder, eigene TV-Sender, 
Chatrooms oder ganz herkömmliche 
Publikationsformen.

http://www.bpb.de/themen/5Y4QJS,0,0,Terrorismus_
setzt_auf_psychologische_Effekte.html (20.9.2007)

Al-Qaida
Name eines losen, weltweit 
operierenden islamisti-
schen Terrornetzwerks, 
das seit 1993 zahlreiche 
schwere Terroranschläge in 
mehreren Staaten verübt 
hat, darunter die Anschläge 
auf das World Trade Center 
und das Pentagon in 
Washington im September 
2001. Der Anführer, Osama 
bin Laden, konnte 2011 in 
Pakistan von US-Streitkräf-
ten getötet werden.

Anschlag mit Verkehrs-
fl ugzeugen auf das World 
Trade Center in New York 
am 11.9.2001. Fast 3.000 
Menschen verloren dabei 
ihr Leben. Die Terroror-
ganisation Al-Qaida über-
nahm die  Verantwortung 
dafür.
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Abschiedsvideo eines 
Selbstmordattentäters. 
Selbstmordattentate gehö-
ren zur Strategie islamisti-
scher Terrorgruppen.
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M 2 Die neuen Kriege

Als Krieg bezeichnet man einen ge-
waltsamen Massenkonfl ikt, der in 
der Regel folgende Merkmale auf-
weist: An den Kämpfen sind zwei 
oder mehr bewaffnete Streitkräfte be-
teiligt, wobei es sich mindestens auf 
einer Seite um reguläre staatlich ge-
lenkte Einheiten handeln muss; auf 
beiden Seiten muss die Kriegführung 
planmäßig und zentral gesteuert wer-
den und die bewaffneten Operatio-
nen müssen sich mit einer gewissen 
Kontinuität ereignen.  Andernfalls 
handelt es sich lediglich um bewaff-
nete Konfl ikte. 
Krieg bedeutet immer, dass Interes-
senkonfl ikte gewaltsam ausgetragen 
werden. Kriegsursachen sind häu-
fi g die Bekämpfung einer staatlichen 
Ordnung, Grenzstreitigkeiten, Au-
tonomiebestrebungen, Konfl ikte um 
Ressourcen oder unterschiedliche 
Ideologien. 
Führen zwei Staaten gegeneinander 
Krieg, so spricht man von zwischen-
staatlichem Krieg. Kämpfen verschie-
dene Bevölkerungsgruppen innerhalb 
eines Staates gegeneinander Krieg, 
so handelt es sich um einen Bürger-
krieg. Ein neueres Phänomen ist der 
sogenannte asymmetrische Krieg. Bei 

dieser Form des Krieges tragen loka-
le Warlords, Rebellen- und Gue-
rillagruppen, „Befreiungsar-
meen“ oder internationale 
Terrornetzwerke Gewalt in 
die Mitte auch fremder Ge-
sellschaften hinein, um die 
staatliche Ordnung, eine Be-
satzungsmacht oder eine Be-
völkerungsgruppe zu bekämp-
fen. Ein fruchtbares Umfeld 
zur Planung ihrer Aktivitäten fi n-
den diese Organisationen in schwa-
chen Staaten, die Recht und Ordnung 
nicht oder nicht mehr durchsetzen 
können, weil zum Beispiel das nöti-
ge Geld zur Bezahlung von Polizisten 
und Richtern fehlt. Gebiete, die nur 
mangelhaft unter staatlicher Kontrol-
le stehen, werden als Rückzugs- und 
Ruheräume, als Orte für Trainings- 
und Ausbildungscamps genutzt. Auch 
lassen sich in solchen Staaten leichter 
illegale Geschäfte vom Drogenhandel 
bis zur Geldwäsche betreiben, um 
die eigene Anhängerschaft zu fi nan-
zieren. Die Staatengemeinschaft steht 
vor der schwierigen Frage, wie sie 
mit dieser Form der Gewalt, bei der 
die Grenzen zur Kriminalität fl ießend 
sind, umgehen sollen.

Aufgaben
1.  Werte die Tageszeitung nach aktuellen Meldungen zum Terrorismus aus 

und berichte in der Klasse darüber.

2.  Erkläre den Unterschied zwischen transnationalem und herkömmlichem 

Terrorismus (M 1).

3.  Stelle auch anhand des Bildes in M 1 dar, welche Bedeutung die Medien 

für den Terrorismus haben.

4.  Beurteile, um welche Form des Krieges es sich beim internationalen 

 Terrorismus handelt (M 2).

Ordne zu, welche Elemente 
eures Friedensbaumes 
(Auftaktseite) dem negati-
ven und positiven Frieden 
zuzuordnen sind

Frieden 
Der Begriff bedeutet 
zunächst nur die Abwesen-
heit von Krieg (negativer 
Frieden). Doch herrscht 
Einigkeit darüber, dass 
Frieden mehr ist als kein 
Krieg. Positiver Frieden ist 
erst dann gegeben, wenn 
Interessenkonfl ikte dauer-
haft gewaltlos ausgetragen 
werden und ein Zustand 
der Gerechtigkeit herrscht. 
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Wie kann die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen 
verhindert werden?

M 3  Die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen
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Nuklear- und andere Massenvernich-
tungswaffen (biologische, chemische 
Waffen) werden (wieder) zu einer zu-
nehmenden Bedrohung für die Welt-
gemeinschaft, wenn sie in die Hände 
von Herrschaftssystemen gelangen, 
die wenig oder keine Skrupel hätten, 
diese selbst einzusetzen oder radika-
len Terroristen in die Hände zu spie-
len. Diese Gefahr ist besonders bei 
schwachen Staaten gegeben, die von 
Zerfall und Bürgerkrieg bedroht sind, 
wie zum Beispiel Pakistan.  
Dass Staaten und nichtstaatliche Ak-
teure in den Besitz von Nuklear- und 
Trägertechnologien kommen können, 
ist kein Geheimnis mehr, seit Nord-
korea mithilfe des pakistanischen 
Nuklearwissenschaftlers A. Q. Kahn 
das Wissen zum Bau einer Atombom-
be erlangte. Je mehr schwache Staa-

ten über Nukleartechnik oder Nuk-
learwaffen verfügen, desto schneller 
wächst die Gefahr der unkontrollier-
ten Weiterverbreitung (Proliferati-
on). Hinzu kommt, dass diese Staa-
ten durch die rasante Entwicklung 
der Trägerraketen mit immer größe-
ren Reichweiten zu einer globalen Be-
drohung werden können. 
Zusätzlich besteht die Gefahr, Terro-
risten könnten sogenannte schmutzi-
ge Bomben einsetzen. Dabei handelt 
es sich um konventionelle Sprengsät-
ze, die mit radioaktiven Substanzen 
versetzt sind. Die unmittelbaren Fol-
gen einer Explosion wären so schlimm 
wie die einer herkömmlichen Bombe. 
Doch könnten die freigesetzten Sub-
stanzen ein ganzes Stadtzentrum ra-
diologisch verseuchen. Die psycholo-
gische Wirkung wäre verheerend.
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Länder mit Massenvernichtungswaffen

Frieden und Sicherheit, Schülerheft, hrsg. von der Aktionsgemeinschaft Jugend und Bildung, 2009/10, S. 6

Indien

Pakistan

Frankreich

Großbritannien

Länder, die im 

Verdacht stehen,

chemische 

Waffen zu 

 besitzen

Länder mit Atom-

waffenprogrammen

Länder, die im 

Verdacht stehen,

biologische Waf-

fen zu  entwickeln

USA

Russland

Israel

Iran

China

Nordkorea

Syrien

Ägypten
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M 4  Spät kann zu spät sein – droht ein Krieg gegen Iran?

45

„Ob wir den Iran erfolgreich angrei-
fen können?“ Der israelische Ex-Ge-
neral lacht leise: „Da können Sie si-
cher sein.“ US-Verteidigungsminister 
Leon Panetta geht davon aus, dass 
Israel im Frühjahr 2012 einen An-
griff auf die iranischen Atomanla-
gen startet. Das berichtet neben der 
„Washington Post“ auch der Nach-
richtensender CNN. Netanjahu wol-
le dadurch verhindern, „dass das 
Schicksal Israels von Amerika ab-
hängt“. Doch auch in Washington dro-
hen Obamas Minister mit Krieg, um 
das Land zu stoppen, das mutmaßlich 
auf dem Weg zur Atommacht ist. […]
Und jetzt noch das angekündigte Öl-
Embargo der EU – ein Sanktionsbün-
del das selbst die Israelis beeindruckt: 
Je nach Schätzung kaufen die Euro-
päer 20 bis 30 Prozent des iranischen 
Öls. Darauf sollen die Iraner ab Juli 
sitzen bleiben. Der Westen glaubt, 
dass der Iran unter dem Deckmantel 
seines zivilen Atomprogramms inten-
siv den Bau von Atombomben vorbe-
reitet. Andy Terrill, Dozent am War 
College, einer Washingtoner Kader-
schmiede für die amerikanische Offi -
zierselite sagt: „Natürlich ist der Iran 
ganz generell an ziviler Atomkraft in-
teressiert“. „Das verbirgt aber nicht 
die Tatsache, dass die Führung der-
maßen viel Geld investiert und alles 
so gut bewachen und verbergen lässt 
– teils weit unter der Erde – dass man 
nur von einem Waffenprogramm aus-
gehen kann.“ […]
Die andere Möglichkeit: Die Welt fi n-
det sich mit der iranischen Bombe ab. 

Viele Geheimdienstler glauben jetzt 
schon, dass „der Zug abgefahren ist“. 
Auch mit der Sowjetunion habe man 
sich schließlich arrangiert. Den Ein-
satz der Bombe könnte sich der Iran 
sowieso nicht leisten – der Gegen-
schlag wäre tödlich. Doch die Macht-
verhältnisse im Nahen Osten könn-
ten sich dramatisch verschieben.
Christian Kreutzer, t-online, 3.2.2012 
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Aufgaben
1.  Erläutere, worin die besonderen Bedrohungen von Massenver-

nichtungsmitteln heute zu sehen sind (M 3).

2.  Arbeite die unterschiedlichen Lösungsansätze zum Atomstreit 

mit dem Iran heraus. Bildet dann Gruppen und stellt allge-

mein die Vorteile und Risiken der Lösungsansätze gegenüber 

(M 4). 

3.  Nimm abschließend Stellung, welchen Weg Israel und die 

westlichen Staaten gegenüber dem Iran wählen sollten.
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Gescheiterte Staaten – das Beispiel Somalia

M 5 Informationen zu Somalia 

Pro-Kopf-Einkommen
Somalia 2002: $226 (Deutschland: ca. $36.000)
(von den 14 Ländern, deren Bruttoinlandsprodukt pro Kopf 2008 weniger als 
1000 US-Dollar beträgt, liegen 13 in Afrika)

Human Development Index des UNDP
Somalia wird zurzeit nicht bewertet. Die letzte Wertung stammt aus dem Jahr 
2001: von 163 gewerteten Ländern lag Somalia auf Platz 161 (Deutschland aktu-
ell Platz 9). Der Index setzt sich zusammen aus: Lebenserwartung, Alphabeti-
sierungsrate, reale Kaufkraft pro Kopf

Verstädterung / Migration
Die meisten Somalier sind Nomaden. In den wenigen fruchtbaren Gegenden le-
ben auch Bauern. Im Jahr 2010 lebten ca. 37 % der Somalier in Städten. 1 Mio. 
Somalier sind aus ihrem Land gefl üchtet.

Bildung
Schätzungsweise 13 % der Jungen und 7 % der Mädchen besuchen eine Schule. 
Unterricht fi ndet heute in Abwesenheit eines offi ziellen Bildungssystems haupt-
sächlich in Koranschulen und privaten Einrichtungen statt.

Privateigentum
Ohne ein formelles Gewalt- und Rechtssystem kann auch das Eigentumsrecht 
nicht gewährleistet werden. Der Schutz des privaten Eigentums hängt von der 
privaten Fähigkeit ab, dieses zu schützen. 

Die Küste vor Somalia gilt 
aufgrund der Bedrohung 
durch Piraten als eines der 
gefährlichsten Gewässer 
der Welt. Besonders im 
Golf von Aden – zwischen 
dem Jemen und dem Nor-
den Somalias –, der eine 
zentrale Schifffahrtsroute 
vor allem für Öllieferungen 
aus dem Nahen Osten 
bildet. 

dpa-Grafi k 15135, Quelle: OCHA, World Food Programme
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Hungersnot in Somalia

M 6  Hungersnot in Ostafrika: Selbst schuld? Von wegen!
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Somalia, das ist doch der Piratenstaat, 
in dem die Regierung nicht einmal die 
eigene Hauptstadt Mogadischu kon-
trolliert. Ein Land, in dem islamisti-
sche Milizen den Ton angeben. Kein 
Wunder, dass sie dort hungern. Das ist 
nicht einmal völlig falsch. Aber es ist 
zu einfach. Diese Hungersnot ist mit 
großer Wahrscheinlichkeit nicht die 
Fortschreibung von etwas Altem, son-
dern der Beginn von etwas Neuem, 
der Anfang einer Globalisierung, die 
nicht durch Warenströme oder Nach-
richten vermittelt wird – sondern 
durch Kohlendioxid in der Erdatmo-

sphäre. Es sind amerikanische Flug-
zeuge, deutsche Autos und chinesische 
Kraftwerke, die Dürre und Hunger am 
Horn von Afrika verursachen oder zu-
mindest dazu beitragen. Dies ist auch 
unsere Katastrophe. […] In der Kata-
strophe am Horn von Afrika (ist) das 
wiederzuerkennen, was Klimafor-
scher seit vielen Jahren vorhergesagt 
und immer häufi ger auch beobachtet 
haben: die Folgen eines zunehmend 
unregelmäßigen Monsuns, der die Le-
bensgrundlage der Menschen in tro-
ckenen Erdregionen zerstört.
Frank Drieschner, Die Zeit, 14.7.2011
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Gescheiterter Staat
Staat mit zusammengebro-
chener Staatlichkeit, d. h. 
staatliches Gewaltmono-
pol, staatliche Dienstleis-
tungen und politische Ord-
nung sind nicht mehr oder 
nur teilweise vorhanden. 

Piraterie
Die Piraterie vor der Küste 
Somalias am Horn von 
Afrika bedroht wichtige 
internationale Schifffahrts-
routen sowie die Lieferung 
von Nahrungsmittelhilfe 
für Millionen Somalier. 
Rund tausend Piraten 
operieren von der Küste 
Somalias aus im Indischen 
Ozean und im Roten Meer. 
Sie kapern Schiffe und 
deren Besatzungen und 
erpressen Lösegeld für die 
Freigabe.

Aufgaben
1.  Bearbeitet die Texte M 5 / M 6, M 7 und M 8 in Gruppen. Stellt 

jeweils dar, welche Ursachen und welche Folgen das im Text 

geschilderte Problem für den somalischen Staat und gegebe-

nenfalls andere Staaten hat. 

2.  Bildet anschließend neue Gruppen, in denen jeweils mindes-

tens ein Mitglied aus den alten Gruppen vertreten ist. Arbeitet 

nun gemeinsam eine Concept-Map aus, die die Zusammen-

hänge zwischen den von den einzelnen Gruppenmitgliedern 

eingebrachten Aspekten aufzeigt. Vergleicht eure Ergebnisse.

3.  Wie könnte Somalia geholfen werden? Sammelt gemeinsam 

Vorschläge und bewertet sie mit Hilfe einer Punktabfrage.

M 7  Somalia – ein gescheiterter Staat
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Im Zuge zunehmender Islamisierung 
der Somali-Region kam es schon im 
16. Jahrhundert zu kriegerischen 
Handlungen gegen den nördlichen, 
christlichen Nachbarn Äthiopien, die 
bis heute andauern. Die Folgen die-
ser Kriege zwischen Somalia und sei-
nen Nachbarländern Äthiopien und 
Kenia sind ungeklärte Grenzverläufe, 
die relativ große Zersplitterung der 
Bevölkerungsgruppe der Somali und 
der andauernde Kampf um die Vor-
herrschaft in der Region, welcher im 
somalischen Bürgerkrieg von 1991 
seinen letzten, bis heute nachwirken-
den Höhepunkt erfahren hat. 

Seither ist es keiner Regierung gelun-
gen, ihre Macht zu behaupten. Im Fe-
bruar 2011 startete die mit internati-
onaler Hilfe in Mogadischu etablierte 
Übergangsregierung eine Offensive 
gegen die islamistischen Milizen Al 
Shabaab und Hizbul Islam. Diese fi -
nanzierten sich u.a. über Steuern, die 
sie in der Hauptstadt von Händlern 
und Firmen erpressten. Dem Staat 
fehlte das Geld, seine Sicherheits-
kräfte zu entlohnen, woraufhin vie-
le zu Hause blieben oder zu den Mili-
zen überliefen. Darum sind Attentate 
und Gewalt nach wie vor Alltag in 
Mogadischu. 
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M 8  Von Fischen, Fischern und Piraten
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„Früher waren wir ehrliche Fischer, 
aber seit Fremde unsere Meere leer 
fi schen, müssen wir nach anderen 
Wegen suchen, um zu überleben“, 
sagt Abdullah Hassan, 39 Jahre alt. 
Er lebt in der sogenannten Welt-
hauptstadt der Piraterie, dem ehe-
maligen Fischerdorf Eyl mit seinen 
18.000 Einwohnern im halbautono-
men Gebiet Puntland im früheren 
Somalia. Mit dem Zusammenbruch 
der staatlichen Autorität in Somalia 
wurde die fi schreiche Küste vor So-
malia interessant für asiatische und 
europäische Fischtrawler. Da keine 
staatlichen Behörden die ausländi-
schen Fischerboote davon abhalten 
konnten, wurden selbst die küsten-
nahen Gebiete illegal und mit be-
sonders brutalen Methoden so über-
fi scht, dass die Lebensgrundlagen 
der somalischen Fischer faktisch ver-
nichtet wurden. Die ökologischen 

Folgen der Überfi schung sind eben-
so katastrophal wie die wirtschaftli-
chen und sozialen. Die Piraterie hat 
sich deshalb zu einer alternativen 
Lebensgrundlage entwickelt, die fi -
nanziell einträglich ist und für viele 
Somalis einen Ausweg aus den ärmli-
chen Verhältnissen darstellt. 
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Frieden im engeren Sinne bedeutet die Abwesenheit von Krieg und Gewalt. 

Im weiteren Sinne ist Frieden ein Zustand, in dem Menschen unter Aner-

kennung und Wahrung der Menschenrechte frei von Unterdrückung zusam-

menleben können und Konfl ikte gewaltfrei gelöst werden. Doch nicht über-

all leben die Menschen friedlich zusammen.

Seit den verheerenden terroristischen Anschlägen in den USA am 11. Sep-

tember 2001 gilt der internationale Terrorismus als eine der größten si-

cherheitspolitischen Herausforderungen der Gegenwart. Terroristen wol-

len durch geplante Gewaltanwendung (auch und gerade gegen Zivilisten) 

Angst und Schrecken erzeugen, um so politische oder religiöse Ziele zu er-

reichen. Ein Beispiel für ein global agierendes terroristisches Netzwerk ist 

Al-Qaida. Der islamisch-fundamentalistische Terrorismus kann als Abwehr-

bewegung gegenüber der Ausbreitung westlicher demokratischer Werte und 

Lebensweisen verstanden werden.

Klassische Kriege sind eine Form des Konfl iktaustrags zwischen Staaten, in 

denen die Konfl iktparteien organisiert und systematisch, unter Einsatz der 

Armee und umfangreicher militärischer Mittel, Gewalt gegeneinander an-

wenden. Diese Kriege, die noch Anfang des vergangenen Jahrhunderts un-

vorstellbares Leid über die Menschheit brachten, sind heute jedoch die Aus-

nahme. Gewaltsame Konfl ikte werden heute dagegen häufi g als „neue“ oder 

„asymmetrische“ Kriege“ bezeichnet. Die neuen Kriege tragen die Merkma-

le von Bürgerkriegen, denn meist kämpfen private Gruppen (Warlords, loka-

le Stammesfürsten, Guerillabewegungen oder Terrorgruppen) gegen andere 

Gruppen oder staatliche Einrichtungen. 

Eine große Gefahr geht außerdem von der Verbreitung atomarer, biologi-

scher und chemischer Waffen aus. Immer mehr Staaten streben den Be-

sitz von Massenvernichtungswaffen an, um mehr Macht zu erlangen oder 

potenzielle Gegner abzuschrecken. Dadurch werden Rüstungswettläufe in 

einigen Regionen in Gang gesetzt und die Gefahr verstärkt, dass instabi-

le Staaten oder Terrorgruppen in den Besitz solcher Waffen gelangen. Es 

ist dann nicht auszuschließen, dass diese Waffen auch eingesetzt werden.

Gescheiterte Staaten, in denen es keine staatlichen Strukturen mehr gibt, 

können nicht für ihre innere und äußere Sicherheit sorgen. Sie müssen häu-

fi g eine Vielzahl von Problemen bewältigen, die sich gegenseitig verstärken. 

Ethnische Konfl ikte, Konfl ikte um Ressourcen, Umweltzerstörung, Armut 

und Vertreibung münden häufi g in einen Teufelskreis der Gewalt, der zur 

Destabilisierung einer ganzen Region führen kann.

Frieden – keine 

Selbstverständ-

lichkeit

Terrorismus

M 1

Wandel des 

Kriegsbildes

M 2

Massenvernich-

tungswaffen

M 3, M 4

Gescheiterte 

Staaten

M 5 – M 8
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Bedrohungen des Friedens und der Teufelskreis der Konfl iktursachen

Aufgaben

1.  Erstellt eine Skizze, die die Bedrohungen des Friedens und die Vernetzung der 

Konfl iktursachen (Teufelskreis) im 21. Jahrhundert verdeutlicht (Einzelarbeit).

2.  Bildet anschließend Gruppen und einigt euch auf einen Aspekt eurer Skizzen. 

Erstellt dann ein Plakat, das aufzeigt, welche Handlungsmöglichkeiten es gibt, 

um das dargestellte Problem zu lösen.

Innerstaatliche und zwischenstaatliche Kriege werden aus dem Streben 
ethnischer oder religiöser Gruppen nach mehr politischer Unabhängig-
keit oder sogar Eigenstaatlichkeit geführt. Für ohnehin wirtschaftlich 
und politisch angeschlagene Staaten besteht die Gefahr des Staatszer-
falls. 

Die weltweite Verknappung wirtschaftlicher Ressourcen wie Rohöl oder 
gar der lebensnotwendigen Ressource Wasser birgt für die Zukunft das 
Risiko zwischenstaatlicher oder innerstaatlicher Ressourcenkonfl ikte.

Hunger und Elend als Folge von Naturkatastrophen, die nicht zuletzt 
durch den Klimawandel hervorgerufen werden, haben gewaltsame Ver-
teilungskämpfe zur Folge. Hohes Bevölkerungswachstum und nicht-de-
mokratische staatliche Strukturen verschärfen die Situation in den be-
troffenen Ländern.

Migrationswellen bringen häufi g auch die Nachbarstaaten in wirtschaft-
liche Schwierigkeiten. Die Instabilitäten eines Landes breiten sich so 
auf ganze Regionen aus.

Das technische Wissen und die Bestandteile, die benötigt werden, um 
Massenvernichtungswaffen zu bauen, sind heute auf einem globalen 
schwarzen Markt insbesondere in schwachen Staaten zu erwerben.

Internationale Bandenkriminalität und politisch oder anderweitig mo-
tivierter internationaler Terrorismus können die innere Sicherheit von 
Staaten erheblich gefährden.
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1.2  Dem Terrorismus begegnen? 
Das Beispiel Afghanistan

Kampf gegen den Terrorismus – wie reagieren die USA?

M 1  George W. Bush: „Unser Krieg gegen den Terrorismus 
beginnt mit der al-Qaida“

M 2  Die Antwort der USA: Operation Enduring Freedom 
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„Am 11. September haben Feinde der 
Freiheit eine kriegerische Hand-

lung gegen unser Land began-
gen. [...] Die von uns gesam-
melten Beweise weisen alle 
auf eine Reihe lose verbun-
dener Terroristenorganisatio-
nen hin, die als Al-Qaida be-

kannt sind. [...] Diese Gruppe 
und ihr Anführer – eine Person 

namens Osama bin Laden – wer-
den mit vielen anderen Organisati-
onen in verschiedenen Ländern in 
Verbindung gebracht [...] Es gibt Tau-
sende dieser Terroristen in mehr als 
60 Ländern. Sie werden in ihren ei-
genen Ländern und Nachbarschaf-
ten rekrutiert und in Lager wie bei-
spielsweise in Afghanistan gebracht, 
wo sie in der Taktik des Terrors aus-
gebildet werden. [...] 
Unser Krieg gegen den Terrorismus 

beginnt mit der al-Qaida, aber er 
wird dort nicht enden. [...]
Die Amerikaner fragen: Wie wer-
den wir diesen Krieg führen und ge-
winnen? Wir werden alle uns zur 
Verfügung stehenden Mittel einset-
zen – alle Mittel der Diplomatie, alle 
nachrichtendienstlichen Mittel, alle 
polizeilichen Instrumente, alle Mög-
lichkeiten der fi nanziellen Einfl uss-
nahme und alle erforderlichen Waf-
fen des Krieges, um das Netzwerk 
des weltweiten Terrors zu zerschla-
gen und zu besiegen. [...]
Dies ist nicht nur ein Kampf Ameri-
kas. Und es geht hier nicht nur um 
die Freiheit Amerikas. [...] Es ist der 
Kampf aller, die an Fortschritt und 
Pluralismus, Toleranz und Freiheit 
glauben.“

Amerikanische Botschaft (Berlin), amerika dienst 
(USINFO-B-DE), 21.9.2001
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Nach den Terroranschlä-
gen vom 11. September 
2001 stimmt der amerika-
nische Präsident George W. 
Bush (2001 – 2009) am 20. 
September 2001 in einer 
Rede vor dem Kongress in 
Washington das amerikani-
sche Volk und die Welt auf 
einen langen Kampf gegen 
den Terrorismus ein.
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Die Operation Enduring Freedom 
(OEF, englisch für „Operation an-
dauernde Freiheit“) ist die erste und 
bisher einzige militärische Großope-
ration im Rahmen des von den Verei-
nigten Staaten ausgerufenen Krieges 
gegen den Terrorismus. Sie begann 
am 7. Oktober 2001 mit dem Krieg 
gegen die Taliban in Afghanistan. 

Militärischer Hauptakteur der Ope-
ration Enduring Freedom sind die 
Streitkräfte der Vereinigten Staaten, 
jedoch nehmen viele Streitkräfte von 
Verbündeten der USA an ihr teil. Die 
erste Kriegsphase endete mit dem 
Fall der Hauptstadt Kabul und der 
Provinzhauptstädte Kandahar und 
Kunduz im November und Dezem-

5



12

© C.C.Buchner

30

35

40

ber 2001. Die Operation Enduring 
Freedom wird außer in Afghanistan 
in drei weiteren Regionen durchge-
führt: am Horn von Afrika, auf den 
Philippinen und in Afrika innerhalb 
und südlich der Sahara. Deutschland 
beteiligte sich militärisch mit Ein-
heiten der Marine an dem Einsatz 
im Indischen Ozean. Die Beteiligung 
der Bundeswehr mit Spezialkräften 
an Teiloperationen in Afghanistan 

wurde beendet. Als Rechtsgrundla-
ge wird von den USA die Resoluti-
on 1368 des Sicherheitsrats der Ver-
einten Nationen vom 12. September 
2001 in Anspruch genommen. Diese 
Resolution verurteilte die Ereignisse 
vom 11. September 2001 als Bedro-
hung für den internationalen Frieden 
und die internationale  Sicherheit und 
bekräftigte das Recht auf individuel-
le und kollektive Selbstverteidigung.
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M 3  ISAF – Stabilisierung und Wiederaufbau in Afghanistan
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Erst Ende 2001 konnten die Kräfte 
der sogenannten „Nordallianz“, un-
terstützt von den Vereinigten Staaten 
von Amerika und Großbritannien im 
Rahmen der Operation Enduring Free-
dom, das Taliban-Regime in Kabul 
stürzen. Die größten ethnischen Grup-
pen in Afghanistan einigten sich im 
Dezember 2001 während einer Konfe-
renz auf dem Petersberg bei Bonn auf 
eine Übergangsregelung bis zum Auf-
bau dauerhafter stabiler Regierungsin-
stitutionen in Afghanistan. Das Peters-
berger Abkommen wurde Grundlage 
für die Resolution 1623 des Sicher-
heitsrats der Vereinten Nationen, der 
noch im Dezember 2001 die Aufstel-
lung der International Security As-
sistance Force (ISAF) beschloss. Die-
se Mission steht unter Führung der 
NATO und auch die Bundeswehr be-
teiligt sich seit 2002 an diesem Einsatz. 
Ziel der ISAF ist die Unterstützung 
der afghanischen Regierung sowie die 
Herstellung und Wahrung der inneren 
Sicherheit in Afghanistan. Außerdem 
soll der Wiederaufbau des Landes und 
funktionierender demokratischer Re-
gierungs- und Verwaltungsstrukturen 
(z.B. Polizei, Gerichte) begleitet wer-

den. Die Resolution des Sicherheitsra-
tes erlaubt dabei „friedenserzwingen-
de Maßnahmen“, also Maßnahmen 
zur Wiederherstellung des Friedens 
in Konfl iktgebieten unter Anwendung 
militärischer Mittel. Ca. 90.000 Solda-
ten aus zahlreichen Ländern beteili-
gen sich an der Mission. Nach anfäng-
lichen Erfolgen beim Wiederaufbau 
und der Befriedung zumindest von 
Teilen des Landes hat sich die Sicher-
heitslage in Afghanistan bis zum Jahr 
2010 wieder deutlich verschlechtert, 
sodass immer mehr Beobachter von 
einem Krieg in Afghanistan sprechen, 
an dem auch deutsche Soldaten betei-
ligt sind.
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Aufgaben
1.  Die Operation Enduring Freedom war eine unmittelbare 

 Reaktion auf die Anschläge vom 11. September 2001. Arbeite 

aus M 1 heraus, wie der amerikanische Präsident George W. 

Bush den Kampf gegen den Terrorismus begründet und mit 

welchen Mitteln er geführt werden soll.

2.  Nenne die unterschiedlichen Ziele der Missionen „Enduring 

Freedom“ und „ISAF“ (M 2, M 3).

3.  Bildet Gruppen und erstellt zusammen ein Porträt über 

 Afghanistan. Mögliche Aspekte: Geschichte, Bevölkerung, 

Wirtschaft, Geografi e und Politik. 

Quelle: ISAF, dpa-Grafi k 12040

Soldaten am Hindukusch

84.150 Soldaten sind als Teil 

der internationalen Schutz-

truppe ISAF in Afghanistan 

im Einsatz. Darunter aus:

Weitere Soldaten gehören 

der „Operation Enduring 

Freedom“ an.

*  derzeitige Kontingentobergrenze: 5.350; 

Stand: Dez. 2010

USA: 45.780

Italien: 3.150

Deutschland*: 4.280

Polen: 1.955

Australien: 1.550

Gr0ßbritannien: 9.500

Kanada: 2.830

Türkei: 1.755

Frankreich: 3.750

Niederlande: 1.950

Spanien: 1.065



Internationale Politik

13

© C.C.Buchner

Die Bundeswehr am Hindukusch – 
Sicherheit für Deutschland?

M 4 Momentaufnahme aus Afghanistan

Er wäre lieber tot, sagt Nur Jan, 28. 
Besser gar nicht mehr, als so weiter-
leben zu müssen. Der Mann mit den 
eingefallenen Wangen sieht an sich he-
rab. Von seinem rechten Arm ist un-
terhalb des Ellenbogens nur ein Stum-
mel übrig, er kann ihn kaum bewegen. 
Nur Jan wäre fast gestorben. Am 4. 
September, gut anderthalb Stunden 
nach Mitternacht. Mit einem Plastik-
kanister in der Hand rannte der Bau-
er aus dem Dorf Omar Khel zum Kun-
duz-Fluss. 
Nachbarn hatten Nur Jan aus dem 
Haus gerufen, kurz nach dem traditi-
onellen Mitternachtsessen im Fasten-
monat Ramadan. Auf einer Sandbank 
hatten sich in Kies und Schlamm zwei 

Tanklaster festgefahren. Um die hun-
dert Menschen waren schon dort, teil-
weise waren sie eine Stunde zum Fluss 
gelaufen. Sie füllten sich Benzin ab. Als 
Nur Jan ankam, fi elen die Bomben.
Der Bauer Nur Jan ist eines der Opfer 
des Bombardements. Auch wenn er 
den Angriff überlebt hat, werden ihn 
die Erlebnisse jener Septembernacht 
wohl immer verfolgen. [...] 
Noch hofft Nur Jan zwar, dass die Bun-
deswehr ihn nach Deutschland fl iegt 
und die Schulter wenigstens richten 
lässt. Falls das nicht passiert, dann 
will Nur Jan nicht weiterleben. „Dann 
will ich lieber als Selbstmordattentäter 
sterben.“
Matthias Gebauer, Der Spiegel, 3.9.2010
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M 5 Gefangen im Grauen der Nacht

Am 4. September forderte die Bundeswehr amerikanische Flugzeuge auf, einen fest-
gefahrenen Tanklaster nahe Kunduz zu bombardieren. Dabei starben 100 afghani-
sche Zivilisten, zahlreiche andere wurden teils schwer verletzt. Der Bauer Nur Jan 
war einer der Verwundeten. 
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Als ich im März nach Kunduz kam, 
habe ich mir geschworen, alle mei-
ne Männer wieder nach Hause zu 
bringen. Das Versprechen konnte ich 
nicht halten. Am Karfreitag gerieten 
wir in Isa Khel, das ist ein kleines 
Dorf in der Taliban-Hochburg Cha-
har Darreh, in einen Hinterhalt. Es 
ging alles sehr schnell. Innerhalb von 
Sekunden wurden wir von mehreren 
Seiten angegriffen, drei meiner Ka-
meraden fi elen, es war der schwers-
te Tag meines Lebens. [...] Der Geg-
ner nutzt unsere Schwäche, dass wir 
gut sichtbar sind, gnadenlos aus. 
Am Anfang wollten wir noch etwas 
erreichen, dem Gegner vielleicht 
ein Stück des Raumes wegnehmen. 
Doch nach dem Tod meiner Män-
ner fragen wir uns manchmal, ob es 
das noch wert ist. Warum unser Le-
ben riskieren, wenn die Taliban doch 

gleich wiederkommen, sobald wir 
weg sind? Wir kämpfen um unser Le-
ben und um unseren Auftrag, wenn 
es den überhaupt noch gibt. Am 
Ende kämpfen wir hier in Kunduz 
vor allem ums eigene Überleben. Da-
für, dass nicht weitere meiner Män-
ner sterben, dass ich wenigstens den 
Rest meiner Truppe nach Hause brin-
gen kann. Wir haben gelernt zu tö-
ten und tun dies auch. Wer auf uns 
schießt, den erschießen wir. Doch 
so einfach ist es oft nicht. Jeder von 
uns kennt den Auftrag, wir sollen die 
Zivilbevölkerung so gut wie es geht 
schützen, schließlich kämpfen wir 
ja für sie. Doch wie macht man das, 
wenn man beschossen wird? Wie soll 
ich meinen Männern erklären, dass 
sie mit dem Schießen warten sollen, 
bis wir in Lebensgefahr sind?
Fallschirmjägerbataillon 373, Der Spiegel, 19.4.2010
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M 6 Der Alltag der Soldaten

Seit 2002 sind mehr als 50 Bundeswehrsoldaten im Einsatz in Afghanistan ums 
 Leben gekommen. Das Wiedererstarken der Taliban auch im Norden des Landes  
verhindert den weiteren Wiederaufbau des Landes. Ein Soldat berichtet von  seinem 
Einsatz:

Wie die Bundeswehr eingesetzt wer-
den darf, ist im Grundgesetz der 
Bundesrepublik Deutschland festge-
halten. Es besagt, dass die Bundes-
wehr in erster Linie zur Verteidigung 
des Landes eingesetzt werden soll, 
sich aber auch an bewaffneten Aus-
landseinsätzen beteiligen darf. Als 
Voraussetzung für den Einsatz im 
Ausland gilt ein Beschluss eines „Sys-
tems gegenseitiger Sicherheit“ (UNO) 
oder eines Verteidigungsbündnisses 

(NATO, EU) und die Zustimmung des 
Bundestags. Im Innern darf die Bun-
deswehr nur zur Amtshilfe bei Natur-
katastrophen eingesetzt werden oder 
wenn der Bestand der Bundesrepub-
lik Deutschland z. B. durch Aufstän-
dische gefährdet wird und die Poli-
zei die Lage nicht mehr kontrollieren 
kann.  
Das Bundesverteidigungsministeri-
um hat die allgemeinen Aufgaben 
der Bundeswehr so beschrieben:
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M 7 Der Auftrag der Bundeswehr

Anfang 2012 wurde die 
Wehrpfl icht in Deutsch-
land abgeschafft. Stelle 
Ursachen und mögliche 
Auswirkungen in einem 
Kurzvortrag dar.
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Bildung:
Fast sieben Millionen Mädchen und 
Jungen wurden eingeschult. Mehr als 
100.000 Lehrer wurden eingestellt – 
viele befi nden sich noch in der Aus-
bildung. 200.000 Schüler lernen in 
neu gebauten Schulen. Die Provin-
zen Nordafghanistans – dem Schwer-
punktgebiet der deutschen Entwick-
lungszusammenarbeit – weisen die 
höchsten Einschulungsraten im Land 
auf.
Gesundheit:
Die Kindersterblichkeit ist deutlich 
gesunken. Jedes Jahr überleben zu-
sätzlich 100.000 Kinder mehr.
Trinkwasserversorgung:
900.000 Menschen wurde – zum Teil 
zum ersten Mal überhaupt – Zugang 
zu Strom und sicherem Trinkwasser 
ermöglicht.

Wirtschaft:
Afghanistan beeindruckt durch 
zweistellige Raten wirtschaftlichen 
Wachstums; der grenzüberschreiten-
de Handel nimmt kontinuierlich zu. 
60.000 Mikrokredite wurden mit För-
derung durch die deutsche Entwick-
lungszusammenarbeit an kleine und 
mittlere Unternehmen vergeben.
Verkehrsinfrastruktur:
Insbesondere im ländlichen Raum 
haben 1,3 Millionen Menschen durch 
den Bau von Infrastruktur Einkom-
mens- und Beschäftigungsmöglich-
keiten gefunden.
Einer aktuellen Umfrage zufolge 
glauben 70 Prozent der Afghanen, 
dass sich ihr Land in die richtige 
Richtung bewegt.

http://www.bmz.de/de/presse/pm/2010/januar/
pm_20100128_15.html (10.10.2010)
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M 8 Erfolge der Entwicklungs- und Aufbauarbeit in Afghanistan

Entwicklungspolitisch sind in Afghanistan aus Sicht der Bundesregierung  große 
Erfolge erzielt worden. Einige Beispiele:

dpa-Grafi k: 12113

Die Bundeswehr
in Afghanistan

5.350
4.500

3.0002.6502.400
1.200

Bundeswehr-Kontingent
Zahl der Soldaten
2001 2002 2003 2005 2008 2010

Chronologie

22.12.2001 Zustimmung 
des Bundestags zum 
ISAF-Einsatz

20.12.2002 Verdoppelung 
des Kontingents und 
Einsatzverlängerung

27.08.2003 Aufstockung 
um 250 zusätzliche 
Soldaten

28.09.2005 Einsatzauswei-
tung auch auf andere 
Gebiete neben Kabul und 
dem Norden

16.10.2008 Weitere 
Truppenaufstockung und 
Einsatzverlängerung

04.09.2009 Bundeswehr 
ordnet Luftangriff auf 
Tanklastzüge an

12.10.2009 Trauerfeier für 
den 36. getöteten 
deutschen Soldaten

09.02.2010 Bundeskabinett 
beschließt Kontingenterwei-
terung um 850 Soldaten auf
5.350

26.01.2012 Der Bundestag 
beschließt, die Truppen-
stärke der Bundeswehr 
schrittweise zu reduzieren. 
Ein endgültiger Abzug aus 
Afghanistan ist bis 2014 
vorgesehen.

•  die außenpolitische Handlungsfä-
higkeit zu sichern, 

•  einen Beitrag zur Stabilität im eu-
ropäischen und globalen Rahmen 
zu leisten, 

•  die nationale Sicherheit und Ver-
teidigung zu gewährleisten, 

•  zur Verteidigung der Verbündeten 
beizutragen und 

•  die multinationale Zusammenar-
beit und Integration zu fördern. 

Als konkrete Aufgaben bedeutet dies 
für die Bundeswehr:

•  Internationale Konfl iktverhü-
tung und Krisenbewältigung, ein-
schließlich des Kampfes gegen den 
internationalen Terrorismus, 

•  Unterstützung von Bündnispart-
nern, 

•  Schutz Deutschlands und seiner 
Bürgerinnen und Bürger, 

•  Rettung und Evakuierung, 
•  Partnerschaft und Kooperation, 
•  Hilfeleistungen (Amtshilfe, Natur-

katastrophen, besonders schwere 
Unglücksfälle).
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M 9 Kontrovers diskutiert: 
 Soll die Bundeswehr in Afghanistan bleiben?

Und es ist ja auch richtig – nach acht 
Jahren fällt die Bilanz äußerst mager 
aus: Korruption durchzieht das Land 
wie eh und je. Die radikalen Islamis-
ten bedrohen Afghanen wie Alliierte, 
kriminelle Machenschaften ziehen 
sich bis hinauf in die oberen Regie-
rungsämter. Und die Demokratie 
funktioniert, zumindest nach westli-
chem Verständnis, mehr schlecht als 
recht. Doch rechtfertigen diese Um-
stände einen schnellen Rückzug vom 
Hindukusch? – frei nach dem Mot-
to: Wir haben es probiert, aber es hat 
nicht funktioniert. Die Antwort muss 

Nein lauten, denn Aufgeben wäre 
feige und verantwortungslos. Die Al-
liierten haben ihren Einmarsch 2001 
auf zwei Versprechen gegründet. Ei-
nes war an sich selbst gerichtet: das 
Taliban-Regime zu verjagen und da-
mit dem Terror, der mit deren Hilfe 
möglich wurde, den Boden zu entzie-
hen. Das andere ging an die interna-
tionale Gemeinschaft, vor allem aber 
an Afghanistan: dem Land beim Wie-
deraufbau zu helfen, um ihm eine 
Perspektive jenseits von Armut und 
Gotteskriegern zu ermöglichen.
Nils Kruse, Stern, 22.9.2009 
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Pro: Dem Land beim Wiederaufbau helfen
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Trotz ihres ehrlichen Engagements 
ist es der Bundeswehr weder gelun-
gen, die Brutstätten des Terrors zu 
vernichten, noch schafften es die Sol-
daten, das Land mit Waffengewalt zu 
befrieden. Im Gegenteil: Experten 
schätzen die Zahl der Terror-Camps 
allein im afghanisch-pakistanischen 
Grenzgebiet auf bis zu 1500. Dutzen-
de Provinzen sind für ausländische 
Truppen zu „no go-areas“ geworden, 
in denen die Taliban völlig unge-
niert und ungehindert herrschen. 
Und mehr als 60 Prozent der Afgha-
nen lehnten den Einsatz der auslän-
dischen Truppen in ihrem Land ab. 
Die Ablehnung hat sich in den ver-
gangenen zwei Jahren sogar noch 
verstärkt. Warum also sollten deut-
sche Soldaten in Afghanistan blei-
ben? Um wirtschaftliche Struktu-
ren zu fördern, von denen bislang 
hauptsächlich die radikal-islamisti-

schen Warlords oder irgendwelche 
kriminellen Provinzfürsten profi tie-
ren? Um die politische Macht eines 
eitlen und korrupten Präsidenten zu 
erhalten, der frei ist von jeglicher de-
mokratischer Zukunftsvision und ei-
gener Handlungsfähigkeit? Oder um 
sich für die sinnlose „Wir ziehen das 
jetzt durch“-Strategie mancher Bun-
despolitiker von den Taliban bei im-
mer neuen Anschlägen abknallen zu 
lassen? 35 tote Soldaten, die der Af-
ghanistan-Einsatz bislang forderte, 
sollten mehr als genug sein.
Manuela Pfohl, Stern, 22.9.2009 

Nach vielen Jahren Krieg 
in Afghanistan werden die 
Zweifel am Erfolg größer.

Kontra: Mehr als genug tote Soldaten

Aufgaben
1.  Eine afghanische Schulklasse befragt dich, warum die Bundes-

wehr in ihrem Land ist. Entwirf einen Kurzvortrag, in dem du 

diese Frage beantwortest (M 4 – M 8).  

2.  Führt eine Diskussion (Podiumsdiskussion, amerikanische 

Debatte) zur Frage, ob die Bundeswehr in Afghanistan bleiben 

oder abziehen sollte (M 9). 

Beschreibe die aktu-
elle Sicherheitslage in 
 Afghanistan.
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Die NATO – ein Verteidigungsbündnis mit Zukunft?

M 10 Die NATO-Staaten

Globus Grafi k 2727
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Beistandsklausel: Art. 5
Die Parteien vereinbaren, dass ein 
bewaffneter Angriff gegen eine oder 
mehrere von ihnen in Europa oder 
Nordamerika als ein Angriff gegen 
sie alle angesehen werden wird; sie 
vereinbaren daher, dass im Falle ei-
nes solchen bewaffneten Angriffs 
jede von ihnen in Ausübung des in 
Artikel 51 der Satzung der Verein-
ten Nationen anerkannten Rechts 
der individuellen oder kollektiven 
Selbstverteidigung der Partei oder 

den Parteien, die angegriffen wer-
den, Beistand leistet, indem jede von 
 ihnen unverzüglich für sich und im 
Zusammenwirken mit den anderen 
Parteien die Maßnahmen, einschließ-
lich der Anwendung von Waffenge-
walt, trifft, die sie für erforderlich 
erachtet, um die Sicherheit des nord-
atlantischen Gebiets wiederherzu-
stellen und zu erhalten.

A. Randelzhofer (Hg.), Völkerrechtliche Verträge, 
Berlin 2007
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M 11 Aus dem NATO-Vertrag

60 Jahre NATO

Gründungsmitglieder 1949

Belgien

Dänemark

Frankreich

Großbritannien

Island

Italien

Kanada

Luxemburg

Niederlande

Norwegen

Portugal

USA

Beitritt 1952

Griechenland
Türkei

Beitritt 1955
Deutschland

(bis 1990 nur
Westdeutschld.)

Beitritt 1982

Spanien

Beitritt 1999
Polen

Tschechien
Ungarn

Beitritt 2004

Bulgarien

Estland

Lettland

Litauen

Rumänien

Slowakei

Slowenien

Beitritt 2009

Albanien

Kroatien



18

© C.C.Buchner

25

30

35

40

M 12 Die Entstehung der NATO

Am 4. April 1949 unterzeichneten in 
Washington zehn westeuropäische 
Staaten sowie die USA und Kanada 
den Nordatlantikvertrag und gründe-
ten damit die NATO (North Atlantic 
Treaty Organization). Der Kalte Krieg 
zwischen den von der Sowjetunion 
dominierten kommunistischen Staa-
ten Osteuropas und dem nichtkom-
munistischen Wes ten war bereits 
voll entbrannt. Sieben weitere Staa-
ten, unter ihnen die Bundesrepublik 
Deutschland, traten in den Folgejah-
ren dem Bündnis bei.
Zu Zeiten des Kalten Krieges galt die 
NATO bei den Staaten des Warschau-
er Pakts, die bereits wenige Jahre 

nach seinem Ende ihr Interesse an 
einer Mitgliedschaft bekundeten, als 
aggressives Bündnis. Ziemlich genau 
40 Jahre lang war es die Hauptauf-
gabe der NATO, einen potenziellen 
Gegner durch die eigene militärische 
Stärke abzuschrecken. Etwaige An-
griffsabsichten sollten angesichts der 
Vergeltungsmöglichkeiten der Nord-
atlantischen Allianz von vornherein 
entmutigt werden. Als Voraussetzung 
für einen Erfolg dieser Politik galt, 
dass die Mitglieder der NATO weit-
aus höher gerüstet waren, als das 
etwa heute der Fall ist.

Informationen zur politischen Bildung Nr. 274, In-
ternationale  Beziehungen II, Bonn 1/2002, S. 18 ff.
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Nach dem Ende des Ost-West-Kon-
fl iktes und dem Zusammenbruch 
des Warschauer Paktes sah sich die 
NATO einem völlig neuen interna-
tionalen Umfeld gegenüber, das das 
Selbstverständnis und die strategi-
sche Ausrichtung des Verteidigungs-
bündnisses grundsätzlich in Frage 
stellte. Drei Entwicklungen waren 
für den Wandel und den Fortbestand 
der NATO prägend:
Mit dem Ende des Kalten Krieges 
stellte sich die Frage, wie die NATO 
mit ehemaligen, nun unabhängigen 
Staaten des Warschauer Paktes um-
gehen sollte. Diese strebten nun eine 
Mitgliedschaft in der NATO an, um 
Sicherheit vor dem aus ihrer Sicht 
(über)mächtigen Russland zu erhal-
ten. Die NATO vergrößerte ihr Bünd-
nisgebiet nach und nach immer 
weiter nach Osten und versuchte 

gleichzeitig, das Verhältnis zu Russ-
land nicht zu stark zu belasten.
Gleichzeitig brach vor den Toren 
Westeuropas ein Krieg im ehemali-
gen Jugoslawien (1991 – 1999) aus. 
Die NATO entschloss sich erstmals 
zum Eingreifen auch außerhalb ihres 
eigenen Bündnisgebietes. Von den 
Vereinten Nationen wurde das Ein-
greifen legitimiert. So erfolgte der 
erste Kampfeinsatz in der Geschich-
te der NATO im August 1995 in Bos-
nien-Herzegowina.
Schon einige Jahre später stellte sich 
eine neue Herausforderung: Wie soll-
te die NATO den Völkermord im Ko-
sovo verhindern, wenn kein Mandat 
der Vereinten Nationen – Russland 
hatte in diesem Fall ein Veto im UN-
Sicherheitsrat eingelegt – die NATO 
zum Eingreifen ermächtigte? Ange-
sichts der sich abzeichnenden huma-

M 13 Die NATO – ein Bündnis im Wandel

Kalter Krieg
So wird der Konfl ikt zwi-
schen den Westmächten 
unter Führung der USA 
und dem Ostblock unter 
Führung der Sowjetunion 
bezeichnet, den diese von 
1945 bis in die 1980er Jahre 
mit allen Mitteln unterhalb 
der Schwelle eines offenen 
Krieges austrugen.

Warschauer Pakt
Militärbündnis der dama-
ligen „Ostblock“-Staaten 
unter Führung der Sowjet-
union (14.5.1955 – 1.7.1991)
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nitären Katast-
rophe entschloss 
sich das Bünd-
nis 1999, nun-
mehr auch ohne 
Mandat der Ver-
einten Nationen, 
Mord und Ver-
treibungen mit 
m i l i t ä r i s chen 
Mitteln zu ver-
hindern.
Spätestens nach 
dem Eingreifen 
im Kosovo zeig-
te sich, dass die 
NATO neben der 
Verteidigung des 
Bündnisgebie-
tes ihre Aufgabe 
nun darin sah, 

in ganz Europa für Sicherheit und 
Stabilität zu sorgen, in Ausnahme-

fällen auch dann, wenn kein Mandat 
der Vereinten Nationen den Einsatz 
legitimierte. Die Anschläge vom 11. 
September 2001 auf die USA ließen 
auch diese Strategie als veraltet er-
scheinen. Zum ersten Mal in der Ge-
schichte der NATO wurde der Bünd-
nisfall festgestellt und die NATO 
engagiert sich seitdem auch im fer-
nen Afghanistan. Insgesamt hat sich 
die NATO damit zu einer globalen Si-
cherheitsorganisation gewandelt, die 
ihre Ziele folgendermaßen defi niert: 
„Der wesentliche und fortdauern-
de Zweck der NATO [...] besteht da-
rin, die Freiheit und Sicherheit aller 
ihrer Mitglieder mit politischen und 
militärischen Mitteln zu erreichen 
[...]. Die Verwirklichung dieses Ziels 
kann durch Krisen und Konfl ikte, die 
die Sicherheit des euro-atlantischen 
Raums berühren, gefährdet werden.“
(Strategisches Konzept von 1999)
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M 14 Die neue NATO-Strategie

5

10

Neuartige Bedrohungen:
Die NATO reagiert mit der neuen 
Strategie auf „neuartige Bedrohun-
gen“ wie Angriffe von Terroristen, 
von Hackern aus dem Internet (soge-
nannte Cyber-Attacken) oder Mittel-
streckenraketen.
Kollektive Verteidigung:
Grundprinzip bleibt die „kollekti-
ve Verteidigung“ nach Artikel 5 des 
Nordatlantik-Vertrags von 1949. Ein 
bewaffneter Angriff auf einen oder 
mehrere Mitgliedstaaten ist danach 
ein Angriff auf alle. Diesen Bündnis-

fall hat die NATO nur einmal nach 
den Terrorangriffen auf die USA vom 
11. September 2001 ausgerufen.
Ziel der atomaren Abrüstung:
Auf deutsches Drängen verankerte 
die NATO erstmals das Ziel der ato-
maren Abrüstung in ihrer Strategie. 
Dazu heißt es: „Wir sind entschlos-
sen, eine sicherere Welt für alle anzu-
streben und die Bedingungen für eine 
Welt ohne Atomwaffen zu schaffen.“
Festhalten am Prinzip der Ab-
schreckung:
Atommächte wie Frankreich und die 
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Die NATO-Staaten haben in der portugiesischen Hauptstadt Lissabon im Novem-
ber 2010 eine neue Bündnisstrategie für das kommende Jahrzehnt beschlossen. 
Zentrale Punkte der neuen Strategie sind: 

Bundesministerium der 
Verteidigung (www.bmvg.de)

Bundeswehrbeteiligung an NATO-Missionen

30.06.1995 – 19.06.1996 Ex-Jugoslawien SHARP 
GUARD (WEU/NATO-
Operation)

20.12.1996 – 19.06.1998 Bosnien-Herzegowina 
JOINT GUARD/ SFOR

24.03.1999 – 10.06.1999 Ex-Jugoslawien ALLIED 
FORCE

13.04.1999 – 10.06.1999 Albanien und Mazedonien 
ALLIED HARBOUR

10.06.1999 – heute Kosovo JOINT GUARDI-
AN/ KFOR

12.06.1999 – 24.08.1999 Adria ALLIED HARVEST

27.09.2001 – 15.12.2002 Mazedonien AMBER FOX

12.10.2001 – 16.05.2002 Nordamerika EAGLE 
ASSIST (AWACS)

26.10.2001 – heute Mittelmeer ACTIVE 
ENDEAVOUR

01.01.2002 – heute Afghanistan ISAF

16.12.2002 – 31.03.2003 
(Übergabe an EU)

Mazedonien ALLIED 
HARMONY
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Die NATO ist den modernen Her-
ausforderungen nicht gewachsen. Im 
Kern ist die Allianz auf die Verteidi-
gung des Bündnisgebietes angelegt – 
was ihr fehlt, ist eine Möglichkeit, in 
die Welt hinaus zu wirken, wenn die 
NATO-Länder ihre Sicherheit auch 
durch weit entfernte Vorgänge ge-
fährdet sehen. Dass diese Anpassung 
trotz einiger Versuche noch nicht 
gelungen ist, hat einen einfachen 
Grund. Sobald es daran geht, konkre-
te Antworten auf die Herausforde-
rungen zu formulieren, brechen Ge-
gensätze in der Allianz auf. Die Frage 
etwa, wie der Kampf gegen den Ter-
ror zu führen ist, spaltet die NATO 
immer noch, auch wenn die Kluft 
seit der Wahl Barack Obamas zum 
amerikanischen Präsidenten geringer 
geworden ist. Ein anderes Beispiel ist 

USA setzten durch, dass das Prin-
zip der Abschreckung ein zentrales 
Element der Strategie bleibt: „Solan-
ge Atomwaffen existieren, wird die 
NATO eine nukleare Allianz bleiben“, 
heißt es in dem Text.
Neue Raketenabwehr:
Ein neuer NATO-Raketenschirm soll 
weite Teile Europas schützen. Dazu 
heißt es: „Wir entwickeln unsere Fä-
higkeit, unsere Bevölkerung und un-
ser Territorium gegen einen Angriff 
mit ballistischen Raketen zu schüt-
zen.“ Der Iran wird auf Druck der 
Türkei nicht ausdrücklich als Bedro-
hung genannt.
Annäherung an Russland:
Die Allianz betont, die NATO stel-
le „keinerlei Bedrohung für Russland 
dar“. Dies hatte Moskau angesichts 

das Verhältnis zu Russland. Während 
die USA und die westeuropäischen 
Staaten in Moskau einen Partner se-
hen, dringen die osteuropäischen 
NATO-Länder, allen voran die balti-
schen, auf eine gegen Russland ge-
richtete Verteidigungsplanung. Wie 
dies alles auf einen Nenner gebracht 
werden kann, weiß derzeit niemand.
Martin Winter, Süddeutsche Zeitung, 1.8.2009

der Osterweiterung des Bündnisses 
so empfunden. Kooperieren will das 
Bündnis beim Raketenschirm: „Wir 
suchen aktiv eine Zusammenarbeit 
mit Russland und anderen euro-atlan-
tischen Partnern im Bereich der Rake-
tenabwehr“, heißt es in dem Text.
Krisenbewältigung:
Bei internationalen Krisen will die Al-
lianz auch künftig eine Rolle spielen, 
allerdings will sie die Lehren aus dem 
blutigen Einsatz in Afghanistan zie-
hen. „Die NATO wird sich engagie-
ren, wenn es möglich und nötig ist, 
um eine Krise zu verhindern oder zu 
bewältigen“, heißt es in dem Text, 
ohne den bisher größten NATO-Ein-
satz ausdrücklich zu nennen.

AFP, www.n-tv.de/politik/dossier/Die-neue-Nato-
Strategie-article1972961.html (30.10.2010)
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M 15 Die NATO in der Kritik

Aufgaben
1.  Erkläre die Funktionsweise der NATO als Verteidigungs-

bündnis (M 11).

2.  Beschreibe, wie und warum sich die NATO im Lauf der 

 Geschichte  verändert hat (M 10 – M 14).

3.  Kläre mithilfe von M 15, mit welchen Problemen die NATO 

derzeit  konfrontiert ist. 

4.  Sollte man die NATO abschaffen? Diskutiert diese Forderung 

von NATO-Kritikern.
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Die Vereinten Nationen – Garant für den Weltfrieden?

M 16 Was sind die Vereinten Nationen?

Das UN-Hauptquartier 
in New York. 

Bergmoser + Höller Verlag AG, Zahlenbilder 615124

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde 
1945 die „United Nations Organiza-

tion“ (auf Deutsch „Vereinte Na-
tionen“, abgekürzt UNO oder 
VN) mit Sitz in New York ge-
gründet. Man wollte verhin-
dern, dass sich solche Welt-
kriege wieder holen. Heute 
sind fast alle Staaten der Erde 

in der UNO. Wenn es Proble-
me zwischen Staaten gibt, ver-

sucht die UNO zu vermitteln und 
damit einen Krieg zu verhindern. Die 
Ziele der UNO sind: die Erhaltung 
des Weltfriedens und die internatio-
nale Sicherheit, die freundschaftliche 
Zusammenarbeit der Mitglieder so-
wie der Schutz der Menschenrechte.

Der Sicherheitsrat trägt die Haupt-
verantwortung, wenn es darum geht, 
dass Streitigkeiten zwischen Ländern 
beigelegt werden sollen. Im Sicher-
heitsrat sind immer die USA, Russ-
land, China, Frankreich und England 
vertreten.
Sie sind ständige Mitglieder. Andere 
Länder gehören nur zeitweise zum Si-
cherheitsrat. Die ständigen Mitglie-
der des Sicherheitsrates können ein 
Veto gegen Resolutionen einlegen, die 
von der Mehrheit der Mitgliedstaa-
ten gefasst wurden. Damit wird dann 
dieser Beschluss aufgehoben.

aus: Gerd Schneider/Christine Toyka-Seid, Politik-
Lexikon für Kinder, Bonn 2006, S. 281
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UN-Charta
Die Charta der Vereinten 
Nationen aus dem Jahr 
1945 (Kapitel I, Artikel 2) 
verbietet Gewalt. Es gelten 
nur zwei Ausnahmen: das 
Recht zur Selbstverteidi-
gung im Fall eines bewaff-
neten Angriffs und der 
Einsatz von Waffengewalt, 
der vom UN-Sicherheitsrat 
durch eine sogenannte 
Resolution legitimiert wird. 
Eine UN-Resolution kommt 
jedoch nur zu Stande, 
wenn die fünf ständigen 
Mitglieder des UN-Sicher-
heitsrats (USA, Russland, 
China, Großbritannien und 
Frankreich) zustimmen. 

M 17 Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen

Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen

• trägt die Hauptverantwortung für die Wahrung des Weltfriedens
und der internationalen Sicherheit

• fasst Beschlüsse mit bindender Wirkung für alle UN-Mitglieder

Empfehlungen zur
Aufnahme neuer

Mitglieder in die UN

Vorschlag zur Wahl
des UN-General-

sekretärs

Wahl der Mitglieder
des Internationalen

Gerichtshofs

(gemeinsam mit der
Generalversammlung)

Empfehlungen zur
Beilegung von
Streitigkeiten

Untersuchungen von
Konflikten

Entsendung von
Friedenstruppen

Förmliche Feststellung
einer Bedrohung des
Friedens, eines Friedens-
bruchs oder einer Angriffs-
handlung

Wirtschaftliche oder
diplomatische Sanktionen

Militärische Sanktionen

(mit Vetorecht in Sachfragen)

jährliche Wahl
von 5 Mitgliedern
auf 2 Jahre

5 ständige Mitglieder

10 ausgewählte Mitglieder

UN-Generalversammlung



22

© C.C.Buchner

5

10

15

M 18 Mögliche Maßnahmen der UNO

M 19 Die Blauhelmsoldaten – Markenzeichen der UNO

  Friedensschaffende Maßnahmen
  Diplomatische Maßnahmen zur friedlichen  Lösung 

eines Konfl ikts. Neben der Bereitstellung guter 
Dienste, Vermittlung und Schlichtung können sie 
auch diplomatische Isolationsmaßnahmen und 
Sanktionen um fassen.

  Friedenserzwingende Maßnahmen 
  Maßnahmen zur Wiederherstellung des Friedens 

in Konfl iktgebieten unter Einsatz militärischer Mit-
tel. Die Zustimmung der Konfl iktparteien ist nicht 
erforderlich.

  Friedenserhaltende Maßnahmen
  Aktivitäten zur Eindämmung, Entschärfung und/

oder Beendigung von Feindseligkeiten zwischen 
Staaten oder in Staaten durch Intervention einer 

Die bekannten „Blauhelmsoldaten“  
der VN übernehmen in der Regel Auf-
gaben der Friedenserhaltung (Peace-
Keeping). Dies bedeutet im Gegen-
satz zur Friedenserzwingung, dass 
die Soldaten den nach Beendigung ei-
nes Konfl ikts in einer Krisenregion oft 
brüchigen Frieden sichern sollen. Für 
das klassische Peace-Keeping gelten 
folgende Leitsätze:
–  Die Entsendung erfolgt nur im Kon-

sens mit den Konfl iktparteien. Die 
Konfl iktparteien müssen den Kon-
fl ikt beenden wollen und sich einig 
über die Rolle der Blauhelmsolda-
ten sein (z. B. Sicherung der Grenze, 
Bildung einer Pufferzone zwischen 
den Konfl iktparteien, Polizeiaufga-
ben, Beobachtung von Wahlen). 

neutralen dritten Partei unter internationaler Orga-
nisation und Leitung. Militärische Streitkräfte und 
zivile Organisationen können die politische Streit-
beilegung ergänzen und für die Wiederherstellung 
und Wahrung des Friedens sorgen. Friedenserhal-
tende Maßnahmen be inhalten die Stationierung 
einer Friedenstruppe im Krisengebiet. Die Zustim-
mung der Konfl iktparteien ist erforderlich.

  Friedenskonsolidierende Maßnahmen
  Maßnahmen zur Bestimmung und Förderung von 

Strukturen, die geeignet sind, den Frieden zu festi-
gen und zu konsolidieren, um das  Wiederaufl eben 
eines Konfl ikts zu verhindern. Diese können so-
wohl militärisches als auch  ziviles Eingreifen erfor-
dern.

–  Die Verantwortung für den Einsatz 
liegt bei den Vereinten Nationen, 
genauer beim VN-Generalsekre-
tär, der die politische und operati-
ve Verantwortung trägt.

–  Für die Blauhelmsoldaten gilt, dass 
sie strikt unparteiisch sein müssen, 
weshalb sich Länder, die in der Re-
gion eigene Interessen verfolgen, 
an den Missionen nicht beteiligen 
sollten.

–  Die Blauhelmsoldaten dürfen nur 
leichte Waffen zur Selbstverteidi-
gung tragen, um keiner Partei einen 
Vorwand zu bieten, die Soldaten in 
die Kampfhandlungen miteinzube-
ziehen.

Neben diesen reinen VN-Missionen 
gibt es noch viele Missionen, die zwar 
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Arbeitsgemeinschaft Jugend und Bildung e.V. (Hg.), Frieden und  Sicherheit, Wiesbaden 2003, S. 24

Eine klare Grenzziehung zwischen den einzelnen „Typen“ von Maßnahmen ist häufi g schwierig. Friedenserhaltung 
setzt in vielen Fällen zunächst einmal die Schaffung von Frieden voraus, zugleich können vorausgehende oder beglei-
tende „friedenserzwingende Maßnahmen“ unerlässlich sein.

Erkläre den Unterschied 
zwischen einem Bündnis 
(NATO) und einem System 
kollektiver Sicherheit 
(UNO).
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40

von den VN legitimiert sind (also ein 
VN-Mandat haben), aber von einzel-
nen Staaten (z. B. den USA), Bündnis-

sen oder regionalen Organisationen 
wie der NATO oder der EU durchge-
führt werden.

M 20 Blauhelme – im Einsatz weltweit

Blauhelme 
im Einsatz – 
UN-
Missionen 
weltweit

Syrien

UNDOF
Beobachtertruppe der 
Vereinten Nationen für die 
Truppenentflechtung

Einsatz seit         Juni 1974

Libanon

UNIFIL
Interimstruppe der 
Vereinten Nationen
in Libanon 

Einsatz seit        März 1978

Westsahara

MINURSO
Mission der Vereinten 
Nationen für das Referen- 
dum in der Westsahara

Einsatz seit        April 1991

Haiti

MINUSTAH
Stabilisierungsmission der 
Vereinten Nationen in Haiti

Einsatz seit         Juni 2004

Nahost 

UNTSO
Organisation der Vereinten 
Nationen zur Überwachung 
des Waffenstillstands

Einsatz seit          Mai 1948
Mitarbeiter                       374
Budget  66 Mio. US-Dollar* 

Indien/Pakistan

UNMOGIP
Militärbeobachtergruppe 
der Vereinten Nationen
in Indien und Pakistan 

Einsatz seit    Januar 1949

Zypern

UNFICYP
Friedenstruppe der 
Vereinten Nationen
in Zypern 

Einsatz seit        März 1964

Haiti
Westsahara

Elfenbein-
küste

Dem. Rep.
Kongo

Sudan
Darfur

Liberia
Tschad
Zentralafr.
Republik Osttimor

Libanon Syrien 

Nahost

Zypern

Indien

Pakistan

Kosovo 

Mitarbeiter                       116
Budget 17*

Mitarbeiter                    1 064
Budget 54

Mitarbeiter                    1 180

Mitarbeiter                  13 209
Budget 590

Mitarbeiter                       514
Budget           54

Kosovo

UNMIK
Mission der Vereinten 
Nationen zur Übergangs- 
verwaltung des Kosovo

Einsatz seit         Juni 1999
Mitarbeiter                       360
Budget          47

Dem. Rep. Kongo

MONUC
Mission der Vereinten 
Nationen in der Demo-
kratischen Republik Kongo

Einsatz seit         Nov. 1999
Mitarbeiter                  22 798
Budget 1 347

Liberia

UNMIL
Mission der Vereinten 
Nationen in Liberia

Einsatz seit        Sept. 2003
Mitarbeiter                  13 192
Budget 561

Elfenbeinküste

UNOCI
Operation der Vereinten 
Nationen in Côte d'lvoire

Einsatz seit        April 2004
Mitarbeiter                    9 509
Budget 492

Mitarbeiter                  11 041
Budget 612

Osttimor

UNMIT
Integrierte Mission der 
Vereinten Nationen in 
Timor-Leste

Einsatz seit    August 2006
Mitarbeiter                    3 050
Budget 206

Sudan

UNMIS
Mission der Vereinten 
Nationen in Sudan

Einsatz seit        März 2005
Mitarbeiter                  13 183
Budget 958

Mitarbeiter: Soldaten, Beobachter, Polizei etc.
Budget in Millionen US-Dollar, jeweils Juli 2009 bis Juni 2010 bzw. *2008 bis 2009

Darfur

UNAMID
Hybridmission der 
Afrikanischen Union und der 
Vereinten Nationen in Darfur

Einsatz seit          Juli 2007
Mitarbeiter                  22 431
Budget 1 599

Zentralafrikan. Republik 
und Tschad

MINURCAT
Mission der Vereinten 
Nationen in der Zentral-
afrikanischen Republik 
und Tschad

Einsatz seit        Sept. 2007
Mitarbeiter                    3 449
Budget 691

Budget            45

5

10

M 21 Die Rolle der UNO bei der Bekämpfung des Terrorismus

Unmittelbar nach den Anschlägen 
des 11. September verabschiede-
te der UN-Sicherheitsrat Resolution 
1373. Sie verlangt von jedem Land, 
die Finanzanlagen von Terroristen 
und ihren Unterstützern einzufrie-
ren, ihnen die Durchreise oder einen 
sicheren Zufl uchtsort zu verweigern, 
terroristische Rekrutierungsmaßnah-
men und Waffenlieferungen zu ver-
hindern und mit anderen Ländern 

bei der gemeinsamen Nutzung von 
Informationen sowie bei der Straf-
verfolgung zusammenzuarbeiten.
Um die staatliche Einhaltung dieser 
neuen  Anti-Terror-Mandate zu über-
wachen, wurde mit der Resolution 
1373 das „Counter-Terrorism-Com-
mittee“ (CTC) ins Leben gerufen, das 
der ehemalige Generalsekretär Kofi  
Annan als „das Zentrum der globalen 
Anstrengungen zur Bekämpfung des 

15

20
Stelle Auftrag und 
Arbeit einer aktuellen UN- 
Blauhelm-Mission vor.

Globus-Grafi k 3151; 
Quelle: UN; 
Stand: August 2009
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M 22 Probleme der Friedenssicherung durch die Vereinten Nationen

Die ursprüngliche und durchaus er-
folgreiche Ausrichtung der VN auf die 
Verhinderung  zwischenstaatlicher 
Kriege hat sich mit dem Wandel des 
Kriegsbildes in Richtung innerstaat-
licher Auseinandersetzungen radi-
kal verändert. Gemäß Kapitel VII 
der Charta stünde den VN ein hin-
reichendes Instrumentarium an Maß-
nahmen bei Bedrohung oder Bruch 
des Friedens zur Verfügung, in der 
Praxis wurde aber von diesen Be-
stimmungen bisher kaum Gebrauch 
gemacht. Da den Vereinten Natio-
nen keine eigenen Truppen zur Ver-
fügung stehen, dürfte eine zu beob-
achtende Praxis die Relevanz der VN 
im Bereich der Friedenssicherung 
nachhaltig bestimmen: die Tendenz, 
dass sich insbesondere die leistungs-
fähigen Industriestaaten verstärkt 
Friedensmissionen mandatieren las-
sen (oder auch nicht), um sie dann 
in eigener Vernatwortung durchzu-

Terrorismus“ bezeichnete. Die vor-
rangige Aufgabe des CTC ist die Stär-
kung der Anti-Terror-Kapazitäten der 
UN-Mitgliedstaaten. [...] Es versucht 
ebenfalls, die Anti-Terror-Anstren-
gungen einer großen Zahl internati-
onaler, regionaler und subregionaler 
Organisationen innerhalb des UN-
Systems und darüber hinaus zu ko-
ordinieren.
Das CTC hat seitens der UN-Mitglied-
staaten eine große Unterstützung er-
fahren, aber es steht trotzdem vor 
erheblichen Problemem: Es ist aus-
schließlich auf Berichte der Mitglied-
staaten angewiesen und verfügt über 
keine unabhängigen Mittel, um zu 

führen. Dies führt zu einer Konzen-
tration ihrer Kräfte auf Länder und 
Regionen, die für die betroffenen 
Staaten von unmittelbarem Interes-
se oder von Bedeutung sind. Den VN 
droht dabei nur noch eine Restkom-
petenz für vergessene Konfl ikte zuzu-
fallen, für die sie dann – wie z. B. in 
Afrika zu beobachten – von den In-
dustriestaaten zudem nur zögerlich 
unterstützt werden.
Johannes Varwick, Aus Politik und Zeitgeschichte, 
B 43/2004

entscheiden, ob Länder die Anti-Ter-
ror-Mandate tatsächlich umsetzen. 
Außerdem wurde es in seinen An-
strengungen, die Aktivitäten interna-
tionaler, regionaler und subregiona-
ler Organisationen zu koordinieren, 
mehrfach behindert. Im April 2004 
wurde mit der Resolution 1540 das 
UN-Anti-Terror-Programm weiter ge-
stärkt. Die neue Resolution verbietet 
Staaten jegliche Form von Unterstüt-
zung für nicht-staatliche Akteure, die 
versuchen, nukleare, chemische oder 
biologische Waffen zu erlangen.

nach: David Cortrigh, Wissenschaft & Frieden 
4/2005, übersetzt von Brigitte Keinath
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Aufgaben
1.  Beschreibe Aufbau und Ziele der Vereinten Nationen 

(M 17 – M 19).

2.  Erläutere, unter welchen Bedingungen die Blauhelmsoldaten 

der UNO eingesetzt werden können (M 21, M 22).

3.  Arbeitet in Gruppen. Einigt euch auf eine der in der Rand-

spalte gestellten Thesen und schreibt auf, warum ihr sie für 

 zutreffend / nicht zutreffend haltet. Diskutiert anschließend 

Stärken und Schwächen der UNO (M 17 – M 22).  

Thesen zur Rolle der UNO

Die Vereinten 

 Nationen können 

auf viele erfolgreiche 

Blauhelm-Einsätze 

zurückblicken.

Der Weltsicherheitsrat 

blockiert sich doch oft 

durch das Vetorecht, 

das jedem der fünf 

ständigen Mitglieder 

zusteht.

Wenn es den Welt-sicherheitsrat nicht gäbe, müsste man ihn erfi nden. Nur so kommen doch alle an 
einen Tisch.

Streng militärische 

Aufgaben über-

fordern die Vereinten 

Nationen.

Der Sicherheitsrat 

kann keine Kriege 

verhindern.

Die Stärke der 
 Vereinten Nationen ist der zivile Aufbau.

Der Sicherheitsrat kann Waffenstillstand erzwingen und Ver-handlungen in Gang 
setzen.
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Methode
M 23 Analyse eines internationalen Konfl ikts

Nach Jahren des Bürgerkriegs ergriffen im Jahr 1996 

die radikal-islamischen Taliban die Macht in Afgha-

nistan. Das Land sollte zu einem Gottesstaat wer-

den: Musik, Sport, Bilder und Fernseher wurden 

verboten. Die meisten Schulen und Universitäten 

wurden geschlossen. Frauen konnten sich fortan nur 

in Ganzkörperverschleierung und männlicher Beglei-

tung auf die Straße wagen. Dem internationalen Ter-

rorismus boten die Taliban einen Unterschlupf: Die 

Anschläge vom 11. September wurden in Afghanis-

tan geplant. Als Reaktion griffen im Oktober 2001 die 

USA und Großbritannien das Land an und stürzten 

gemeinsam mit der Nordallianz das Taliban-Regime. 

Die Vereinigten Staaten und ihre Verbündeten ver-

folgten dabei das Ziel, die seit 1996 herrschende Tali-

ban-Regierung zu stürzen und die Terrororganisation 

al-Qaida zu bekämpfen, die für die Terroranschläge 

am 11. September 2001 verantwortlich gemacht wur-

de. Dazu gingen sie in Afghanistan ein Bündnis mit 

der Anti-Taliban-Allianz der Vereinigten Front ein, de-

ren Truppen am 7. Oktober 2001 mit US-Luftunter-

stützung die Stellungen der Taliban angriffen. Die-

se Phase des Krieges endete mit der Eroberung der 

Hauptstadt Kabul und der Provinzhauptstädte Kan-

dahar und Kunduz im November und Dezember 

2001 durch die Vereinigte Front. Es folgte die Einset-

zung einer Interimsregierung unter Präsident Hamid 

Karzai auf der parallel stattfi ndenden ersten Peters-

berger Afghanistan-Konferenz. Zum Schutz dieser 

Regierung und zur Unterstützung des Wiederauf-

baus wurde durch den UN-Sicherheitsrat im De-

zember 2001 eine von NATO-Staaten und mehreren 

Partnerländern gestellte Internationale Sicherheits-

unterstützungstruppe (International Security Assis-

tance Force, ISAF) mandatiert. Die afghanische Zen-

tralregierung ist seit 2003 zunehmend Angriffen 

durch häufi g als Neo-Taliban bezeichnete Guerilla-

gruppen ausgesetzt. Um deren Vormarsch zu brem-

sen, wurde das Engagement von ISAF schrittweise 

erheblich ausgeweitet. Mehr als 40 Länder beteiligen 

sich seitdem am Wiederaufbau Afghanistans: Staat-

liche Strukturen sollen geschaffen, Schulen, Straßen 

und Krankenhäuser gebaut werden. Deutschland hat 

versprochen, vor allem beim Aufbau der afghani-

schen Polizei und Armee zu helfen. Doch immer wie-

der erschüttern Anschläge der Taliban das Land. Mit 

ihrer Terrorstrategie des „Mordens und Zerstörens“ 

wollen sie die afghanische Bevölkerung einschüch-

tern, im Westen Zweifel am Sinn der Afghanistan-

Mission schüren und die Macht im Land zurücker-

obern.

Die Schwäche der staatlichen Institutionen Afghanis-

tans stellt nach wie vor das Hauptproblem im Hin-

blick auf die Anstrengungen dar, Sicherheit und Sta-

bilität zu schaffen. Die Zentralregierung ist in weiten 

Teilen des Landes auf die Kooperation der dortigen 

Machthaber angewiesen, die oft keine formale Posi-

tion innehaben und deren Einfl uss auf Milizen und 

andere Netzwerke zurückgeht. 

Die Drogenökonomie spielt besonders im Süden 

und in den Grenzregionen eine unvermindert große 

Rolle. Hinzu kommen die Machtkämpfe zwischen lo-

kalen Stammesführern und Warlords. Aufständische, 

meist Taliban, sorgen insbesondere im Süden und 

Südosten des Landes für Unruhe, sind aber immer 

stärker auch in anderen Landesteilen aktiv. 

Afghanistan – der Konfl ikt

Tipp: Eine ausführliche Sammlung von Internetlinks zum Konfl ikt in Afghanistan fi ndet sich unter: 

www.politische-bildung.de/afghanistan_sicherheitspolitik.html 
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In jedem Konfl ikt lassen sich drei Aspekte ausmachen:

•  ein Widerspruch, d. h. eine Unvereinbarkeit von 

Zielen, Interessen bzw. Bedürfnissen,

•  ein den Konfl ikt anzeigendes und allzu oft ver-

schärfendes Verhalten (z. B. Konkurrenz, Aggres-

sivität, Hass, Gewalt) der Konfl iktparteien sowie

•  eine auf den Konfl ikt bezogene und diesen – be-

wusst oder unbewusst – rechtfertigende Einstel-

lung/Haltung. Diese ist eng verbunden mit den 

Wahrnehmungen und Annahmen der Konfl iktpar-

teien in Bezug auf ihre eigene Stellung im Kon-

fl ikt und die Bewertung der anderen Parteien (z. B. 

Feindbilder).

Die drei Komponenten können im sogenannten 

Konfl iktdreieck anschaulich dargestellt werden. Die-

ses weit verbreitete Werkzeug der Konfl iktanalyse 

wurde von Johan Galtung entwickelt, einem der Mit-

begründer der Friedens- und Konfl iktforschung. Das 

Dreieck verdeutlicht den unaufl öslichen Zusammen-

hang zwischen den drei Komponenten jedes Kon-

fl ikts. Es wird erkennbar, dass ein „objektiver“ Wi-

1.  Worin besteht der Gegenstand des Konfl ikts 

 (Widerspruch) und worum wird gestritten?

 – Vorgeschichte des Konfl ikts?

 – Wer sind die Akteure?

 – Welche Interessen und Ziele verfolgen sie?

2.  Welche Haltungen haben die Konfl iktparteien?

 –  Wie begründen (legitimieren) die Konfl iktpar-

teien ihre Ziele (Tradition, Religion, Recht …)?

 –  Welche Einstellung haben die Akteure zu den 

verschiedenen Mitteln der Konfl iktlösung?

3.  Wie verhalten sich die Konfl iktparteien?

 –  Welche Standpunkte werden formuliert und 

mit welchen Mitteln werden diese durchge-

derspruch allein nicht ausreicht, um einen Konfl ikt 

zu begründen. Mindestens eine Partei muss sich 

auch dieses Widerspruchs, konkret der Unvereinbar-

keit ihrer Bedürfnisse, subjektiv bewusst sein und in 

ihrem Verhalten und ihrer Haltung auf eine Verände-

rung der für sie unbefriedigenden Situation dringen. 

Das Modell zeigt, dass eine erfolgreiche Konfl iktbe-

arbeitung an allen drei Ecken ansetzen muss.

setzt (Propaganda, Einschüchterung, militäri-

sche Mittel)?

 –  Wie reagieren die Konfl iktparteien auf unter-

schiedliche Mittel der Konfl iktlösung?

4.  Welche Folgen ergeben sich für die Wahl einer 

geeigneten Konfl iktlösung?

 –  Wie kann dem Konfl ikt begegnet werden?

 –  Wie kann eine dauerhafte Konfl iktlösung aus-

sehen?

 –  Welche Maßnahmen sind zu ergreifen?

5.  Welche Folgen hat dies für mein eigenes politi-

sches Handeln?

 –  Was kann ich tun?

Wie analysiert man einen internationalen Konfl ikt?

Leitfragen zur Untersuchung eines Konfl ikts:

Konfl iktdreieck nach Johan Galtung

manifeste 
(sichtbare) 
Ebene

latente 

(unsichtbare) 

Ebene

Verhalten
(Behaviour)

B

A C
Widerspruch

(Contradiction)
Haltung/Annahmen

(Attitude)
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Die Bundeswehr sieht heute ihre Hauptaufgabe weniger in der Landesver-

teidigung als vielmehr in der Abwehr möglicher Risiken für die Sicherheit 

Deutschlands und seiner Bündnispartner weltweit. Im Rahmen der Verein-

ten Nationen, der NATO oder der Europäischen Sicherheits- und Verteidi-

gungspolitik nimmt Deutschland Aufgaben bei der Sicherung des Friedens 

wahr. Im Rahmen der von den Vereinten Nationen legitimierten und der 

NATO geführten „International Security Assistance Force“ beteiligt sich die 

Bundeswehr an der Befriedung des Landes und am Wiederaufbau staatli-

cher Strukturen in Afghanistan. Der Einsatz in Afghanistan ist jedoch poli-

tisch umstritten.

Die NATO wurde im April 1949 als politisch-militärisches Verteidigungs-

bündnis der westlich-demokratischen Staaten gegen die Ausdehnung des 

sowjetischen Einfl ussbereichs gegründet. Die Mitgliedsländer gehen eine 

gegenseitige Beistandsverpfl ichtung bei einem bewaffneten Angriff auf ein 

Mitglied ein. Aufgrund der veränderten Sicherheitslage hat die NATO 1999 

eine neue Strategie beschlossen. Sie beinhaltet das ganze Spektrum militä-

rischer Handlungsmöglichkeiten (Friedenserzwingung, Friedenserhaltung, 

Friedenskonsolidierung) auch außerhalb des Bündnisgebietes und – in Aus-

nahmefällen – ohne Mandat der Vereinten Nationen.

Die Vereinten Nationen wurden am 24.10.1945 von 51 Staaten als globale 

Friedensorganisation gegründet. Heute sind fast alle Länder der Welt Mit-

glied der VN. Zu ihren Zielen gehört insbesondere die Wahrung des Welt-

friedens und der internationalen Sicherheit durch ein allgemeines Gewalt-

verbot. Der Sicherheitsrat ist das wichtigste Organ der VN. Allein seine 

Beschlüsse (Resolutionen) sind für alle Staaten bindend. Der Sicherheitsrat 

besteht aus fünf ständigen Mitgliedern (USA, Großbritannien, Frankreich, 

China und Russland) und zehn nichtständigen Mitgliedern. Jedes ständige 

Mitglied ist mit einem Vetorecht ausgestattet, kann also Entscheidungen 

des Sicherheitsrates blockieren. 

In der Generalversammlung haben alle Mitgliedstaaten eine Stimme. Die 

Generalversammlung kann jedoch nur Empfehlungen verabschieden, die 

völkerrechtlich nicht verbindlich sind.

Die Handlungsmöglichkeiten der VN lassen sich folgendermaßen umschrei-

ben: friedensschaffende Maßnahmen (diplomatische Aktivitäten, Vermitt-

lung, Schlichtung, politische Isolierung); friedenserzwingende Maßnahmen 

(wirtschaftliche Sanktionen, Einsatz von Waffengewalt); friedenserhaltende 

Maßnahmen (Überwachung eines Waffenstillstandes, Trennung der Kon-

fl iktparteien, Wahrnehmung von Polizeiaufgaben); friedenskonsolidierende 

Aufgaben (Aufbau zivil- und rechtsstaatlicher Strukturen, gemeinsame Pro-

jekte, Durchführung von Wahlen).

Rolle und 

Aufgaben der 

Bundeswehr

M 2 – M 9

Die NATO

M 10 – M 15

Die Vereinten 

Nationen 

M 16 – M 22
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Fall 4
Ein Land beherbergt Terroris-

ten, die wiederholt internati-

onale Attentate mit großen 

Opfer zahlen ausgeführt haben. 

Es weigert sich, die Terroristen 

auszuliefern.

oris-
nati-
ßen 
ben. 
sten Fall 5

Das Militär eines Landes mar-
schiert in einem Nachbarland 
ein und besetzt staatliche Ein-
richtungen. Die Rohstoffvor-
kommen werden ausgebeutet 
und die Bevölkerung schika-
niert.

Konfl iktfälle und ihre Regelung

Ihr seid Regierungsberater und sollt entscheiden, welche Maßnahmen 

zur Konfl iktlösung in den folgenden Fällen ergriffen werden sollen. Es 

kann sich dabei auch um eine Abfolge von Maßnahmen handeln. Ent-

scheidet gegebenenfalls auch, welche internationale Organisation zur 

Durchführung der Maßnahmen betraut werden soll. Begründet eure 

Entscheidung ausführlich. Beachtet dabei auch mögliche Konsequen-

zen eurer Entscheidung.

Fall 1
Die ethnische Mehrheit eines 
Landes terrorisiert die Minder-
heiten, mehr als 100.000 Men-
schen wurden grausam ge-
tötet oder gezwungen, in die 
Nachbarländer zu fl iehen. Wirt-
schaftssanktionen und diplo-
matische Bemühungen wurden 
von den Machthabern ignoriert.

s 

Fall 2
Ein Land mit einem autoritä-

ren Regime wird verdächtigt, 

Atomwaffen zu produzieren. Es 

weigert sich immer wieder, in-

ternationale Inspektionen zu-

zulassen. 

Fall 3
Nach einem verheerenden Bür-gerkrieg haben sich die Bür-gerkriegsparteien einigen kön-nen und einen Friedensvertrag geschlossen, doch ist der Frie-de noch brüchig. Immer wieder kommt es zu Verletzungen des Waffenstillstandes durch ein-zelne Gruppen.


